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Stadt Annweiler am Tr. 
Klarstellungssatzung "Krämerstraße"  
Erweiterung- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB)       
 

Die Stadt Annweiler erlässt aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3  (BauGB) in der zuletzt gültigen 
Fassung, durch Beschluss des Rates der Stadt Annweiler vom 14.07.2021 folgende Ergänzungs- 
satzung: 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Ergänzungssatzung umfasst die Grundstücke mit den Plan-Nr. 
544/13, 425/5, 425/6, 425/7, 467/4 und 467 der Gemarkung Queichhambach. Die genaue 
Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches ist in der beiliegenden Planzeichnung der 
Ergänzungssatzung dargestellt, welche Bestandteil dieser Satzung ist. 

Innerhalb des Geltungsbereiches der Ergänzungssatzung richtet sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit nach den Festsetzungen der § 3 der Satzung und nach § 34 BauGB. 

 

§ 2 

Zulässigkeit von Vorhaben 

Innerhalb der durch § 1 festgelegten Grenzen der Ergänzungssatzung richtet sich die 
planungsrechtliche Zulässigkeit nach den Festsetzungen des § 3 der Satzung und nach § 34 BauGB. 

 

§ 3 

Art der baulichen Nutzung 

Der Geltungsbereich der Satzung wird gem.  § 34 Abs. 2 BauGB als allgemeines Wohngebiet (WA) 
festgesetzt. Die Zulässigkeit richtet sich nach § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der aktuellen 
Fassung. Die gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
(Tankstellen und Gartenbaubetriebe) werden gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil dieser 
Satzung. 

 

§ 4 

Naturschutzrechtlicher Ausgleich 

Das Planvorhaben stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Gemäß § 1a BauGB sind für den 
Eingriff in den Naturhaushalt entsprechende Ausgleichsmaßnahme gem. der Eingriffsregelung des 
Bundesnaturschutzgesetztes (BNatSchG) zu erbringen. Diese haben auf den Baugrundstücken zu 
erfolgen.  
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Als Kompensation sind entsprechende Maßnahmen zu realisieren: 

Baumpflanzung: 

Auf dem Grundstück sind 2 hochstämmige, standortgerechte Laub-/Obstbäume zu pflanzen. Der 
Stammumfang der Bäume hat mindestens 14-16 cm in 1 m Höhe zu betragen. Es sind Bäume 2. 
Ordnung zu verwenden. Die Arten sind der Empfehlungsliste zu entnehmen. Die Bäume sind 
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 

Gehölzpflanzung entlang der südlichen Grundstücksgrenze: 

Entlang der südlichen Grundstücksgrenze ist eine einreihige Gehölzhecke mit standortgerechten, 
heimischen Gehölzen anzulegen. Pflanzabstand zwischen den Gehölzen 1-1,5 m. Mindestgröße der 
Sträucher: 2xv 60-100 

Die Hecke ist aus unterschiedlichen, heimischen Gehölzen herzustellen. Koniferen sind nicht zulässig. 

Die Hecken sind möglichst freiwachsend zu entwickeln und dürfen nur alle 5-10 Jahre auf 1/3 ihrer 
Gesamtlänge auf den Stock gesetzt werden. 

Die Grenzabstände nach Nachbarrechtsgesetz sind zu beachten. 

 

§ 5 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 34 Abs. 6 BauGB in Kraft. 

Stadt Annweiler am Trifels, den  

Ausgefertigt: 

 

 

 

Benjamin Seyfried  
Stadtbürgermeister 
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Hinweise: 
 
1.  Versorgungsnetz Stadtwerke Annweiler am Tr. 
Da das Versorgungsnetz ständig baulichen Veränderungen unterliegt, ist es erforderlich, dass etwa- 
ige Vorhabenträger rechtzeitig vor Baubeginn eine aktuelle Planauskunft bei den Stadtwerken 
Annweiler am Tr. einholen. 
 
2. Archäologische Denkmalpflege 
1.Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes 
(DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff) in der aktuellen Fassung. Danach ist jeder zutage 
kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich 
unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 
2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch 
nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 
3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäo- 
logie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache 
mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen For- 
schung entsprechend durchführen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je 
nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle 
Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 
Die Punkte 1 — 3 sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen. 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenk- 
mäler (wie Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. 
dürfen von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort 
entfernt werden. 
 
3.Trinkwasserversorgung 
Eine entsprechende Trinkwasserleitung ist im öffentlichen Bereich vorhanden. 
 
4. Abwasserentsorgung 
Das Schmutzwasser ist leitungsgebunden zu entsorgen und einer den Regeln der Technik 
entsprechenden Weise der Kläranlage Annweiler am Tr. zuzuführen.  
Inwieweit die Abwasserentsorgung über bestehende Leitungen sichergestellt werden kann ist  
entsprechend nachzuweisen.  
In Bezug auf das der Schmutzwasserabführung dienende System wird davon ausgegangen, dass eine 
regelmäßige (alle 5 - 10 Jahre) Erfolgskontrolle nach DWA-A 100 erfolgt und durch die abwas- 
serbeseitigungspflichtige Gebietskörperschaft unter Berücksichtigung der Vorgaben nach DWA-A 118 
überprüft wurde, ob das System den Anforderungen genügt und entsprechend betrieben wird. 
Vertiefte Erkenntnisse zur hydraulischen Leistungsfähigkeit des bestehenden Systems sind nicht 
bekannt. 
Von einer gemäß SÜVOA erforderlichen wiederkehrenden Überprüfung des ordnungsgemäßen Zu- 
standes der Abwasserkanäle und -leitungen nebst Durchführung der Sanierung bei Schadhaftigkeit 
wird ausgegangen. 
 
5. Wasserwirtschaft 
 
5.1 Wasserschutzgebiete 
Festgesetzte oder in Aussicht genommene Wasserschutzgebiete werden durch den Planbereich nicht 
betroffen. 
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5.2 Niederschlagswasserbewirtschaftung 
Grundsätzlich gelten für nicht behandlungsbedürftiges Niederschlagswasser folgende Prioritäten: 
Versickern vor Rückhalt (Retention) vor Ableitung. 
Das Niederschlagswasserbewirtschaftungssystem ist unter Berücksichtigung der örtlichen Verhält- 
nisse unter Berücksichtigung einer Betrachtung über die Systemgrenzen hinaus gemäß den Zielset- 
zungen nach § 55 WHG zu entwickeln / anzupassen und frühzeitig mit der zuständigen Wasserbe- 
hörde abzustimmen. 
Die Vermeidung, Verminderung oder Verzögerung der Niederschlagswasserabflüsse hat eine hohe 
wasserwirtschaftliche Bedeutung. Übergeordnetes Ziel bei der Planung der Niederschlagswasser- 
entwässerung sollte sein, die Wasserbilanz als Jahresdurchschnittswert zu erhalten und Spitzenab- 
flüsse zu dämpfen, um die Eingriffe auf den natürlichen Wasserhaushalt zu minimieren. 
Die konsequente Verfolgung der Zielvorgabe „Erhalt des lokalen Wasserhaushalts" bedeutet für 
Entwässerungskonzepte vor allem den möglichst weitgehenden Erhalt von Vegetation (Verduns- 
tung) und Flächendurchlässigkeit (Verdunstung, Versickerung, Grundwasserneubildung). Damit  
kann der oberflächige Abfluss gegenüber ableitungsbetonten Entwässerungskonzepten (deutlich) 
reduziert und an den unbebauten Zustand angenähert werden. 
Nur die breitflächige Versickerung ist erlaubnisfrei. Sofern Anlagen zur gezielten Versickerung / Ein- 
leitung ins Grundwasser hergestellt werden, ist dies mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 
Fremdwasser, z.B. Drainagewasser oder das aus Außengebieten stammende Oberflächenwasser, darf 
der Schmutzwasserkanalisation nicht zugeführt werden. 
Auf die Leitlinien zur Integralen Siedlungsentwässerung (Erhalt lokaler Wasserhaushalt: Nieder- 
schlag Verdunstung — Infiltration — Abfluss) nach DWA-A 100 (12/2006) wird hingewiesen. 
Die Verdunstung (Evapotranspiration bzw. Sublimation) ist hierbei zur neuen, zentralen Kompo- 
nente geworden um den natürlichen Wasserkreislauf möglichst vollständig wiederherzustellen. Es 
wird angeraten die Möglichkeit zur Errichtung von Gründächern, etc. zu überprüfen. Um die Folgen 
von urbanen Sturzfluten und urbanen Hitzeinseln abzumildern, ist eine gesamtheitliche Lösung zu 
entwickeln, sodass eine ganzheitliche Lösung entsteht, die durch verstärkte Verdunstung die natür- 
liche Regenwasserbilanz wiederherstellt. 
Im Sinne einer klimagerechten Stadtplanung ist der Gesichtspunkt der Kühlung durch Verdunstung zu 
betrachten. 
 
5.2 Starkregen / Hochwasserschutz 
Unter Berücksichtigung der Lage des Plangebietes und den örtlichen Verhältnissen wird darauf hin- 
gewiesen, dass bei Regenereignissen größerer Intensität oder Dauer, bei Regen auf gefrorenem 
Untergrund, bei Schneeschmelze es zu einer Überlastung im Regenwasserbewirtschaftungssystem 
kommen kann. 
Es wird in diesem Zusammenhang auf das im November 2016 erschienene DWA-Merkblatt M 119 
„Risikomanagement in der kommunalen Überflutungsvorsorge für Entwässerungssysteme bei 
Starkregen" Bezug genommen. 
Auf Grund der topographischen Lage des Gebietes kann es bei Starkregen zu Gefahrensituationen 
kommen. 
Auf das derzeit in Erstellung befindliche örtliche Hochwasservorsorgekonzept wird verwiesen. Bei der 
Erstellung des Konzeptes könnte sich eine mögliche Gefahrensituation ggf. dennoch konkretisieren. 
Eine nähere Betrachtung wird zwingend angeraten. 
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5.6 Grundwasser 
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffes in den Untergrund mit Grundwasserfrei- 
legungen (Temporäre Grundwasserhaltung) gerechnet werden muss, bedürfen gem. § 8 ff Wasser- 
haushaltsgesetz (WHG) der Erlaubnis, welche rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme bei der unteren 
Wasserbehörde zu beantragen ist. 
 
5.7 Geothermische Nutzung 
Hinsichtlich dem möglichen Bau und Betrieb geothermischer Erdwärmesonderanlagen wird auf die 
interaktive Karte der Internetseite des Landesamtes für Geologie und Bergbau in Mainz verwiesen, 
zur wasserwirtschaftlichen und hydrogeologischen Standortbeurteilung (abrufbar unter 
https://www.Igb-rlp.de/karten-und-produkte/online-karten/online-karten-geothermie/online- karte-
standortbewertung-erdwaerme.html). 
Die Farbdarstellung in dieser Anwendung gibt einen ersten Hinweis zur Genehmigungsfähigkeit. 
Detaillierte Auskünfte können Sie über die zuständige Untere Wasserbehörde erhalten. 
 
6 Abfallwirtschaft/Bodenschutz 
 
6.1 Altablagerungen: 
Im Geltungsbereich des Plangebietes befinden sich laut aktuellem Erfassungsstand des Boden-In- 
formationssystems Rheinland-Pfalz, Bodenschutzkataster (BIS-BoKat) keine bodenschutzrelevanten 
Flächen. 
Jedoch können sich im Planbereich mir nicht bekannte und daher nicht erfasste Bodenbelastungen 
/ schädliche Bodenveränderungen, Altstandorte / Verdachtsflächen und / oder Altablagerungen 
befinden. 
Sollten sich Hinweise auf abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit 
umweltgefährdenden Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beein- 
trächtigungen der Bodenfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen (Verdachtsflächen), Bo- 
denverdichtungen oder -erosionen (schädliche Bodenveränderungen) ergeben, so ist umgehend die 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd - Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz Neustadt zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. 
 
6.2 Erdaushub 
Der gewachsene Boden ist in den Grünflächen weitestgehend zu erhalten. Bei Baumaßnahmen ist 
der Oberboden entsprechend DIN 18915 abzutragen, zu lagern und wieder zu verwenden. In den 
nicht zur Bebauung vorgesehenen Gebietsteilen sind Bodenverdichtungen zu vermeiden. 
Der Verbleib des Bodens auf dem Baugrundstück (-gebiet) ist - soweit baurechtlich zulässig - einem 
Abtransport vorzuziehen. Falls abtransportiert werden muss, sollte eine Wiederverwertung des Bo- 
dens angestrebt werden. 
Vor Abtrag des Bodens sollen oberirdische Pflanzenteile durch Abmähen entfernt werden. Humus- 
haltiger Oberboden (Mutterboden) und kulturfähiger Unterboden sollten beim Aushub getrennt 
gelagert und getrennt wieder eingebaut werden. 
  
Der Aushub ist auf sichtbare Belastungen (Öl, Bitumenreste, Müll, Abbruchmaterial, etc.) und auf 
Fremdgeruch zu prüfen, ggf. sind belastetes und unbelastetes Material zu trennen und das belas- 
tete Material ordnungsgemäß zu entsorgen. 
Bodenbelastungen, bei denen Gefahr für die Gesundheit von Menschen, bedeutende Sachwerte oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden können, sind der 
Unteren Bodenschutzbehörde zu melden. 
Die Lagerung des humushaltigen Oberbodens (Mutterboden) sollte bis max. 2,0 m Höhe erfolgen. 
Auf Schutz vor Vernässung sollte geachtet werden. 
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Anfallende Baustellenabfälle (z.B. Folien, Farben, etc.) und nicht mineralischer Bauschutt sind ord- 
nungsgemäß zu entsorgen und dürfen nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube, Ar- 
beitsgraben) verwendet werden. Mineralischer Bauschutt ist einer Wiederverwertung zuzuführen 
(Recycling). Auf §§ 3 und 6 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) wird in diesem Zusammenhang 
verwiesen. 
Für nicht überbaute Flächen sind während der Baumaßnahme Bodenverdichtungen – verursacht 
z.B. durch häufiges Befahren – auf das unabdingbare Maß zu beschränken. Ggf. sollten mechanische 
und/oder pflanzliche Lockerungsmaßnahmen (Erstansaat von Tiefwurzlern wie z. B. Lupine, Luzerne, 
Phäcelie und Ölrettich) durchgeführt werden. 
 
6.3 Aufschüttungen 
Aufschüttungen dürfen nur mit einwandfreiem, nicht verunreinigtem Bodenmaterial erfolgen. Da- 
bei sind die technischen Regeln der LAGA „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mine- 
ralischen Reststoffen/Abfällen“ mit den Zuordnungswerten Z 1.1 für Feststoffe im Eluat einzuhal- ten. 
 
6.4 Auffüllungen im Rahmen von Erschließungen 
Das Herstellen von durchwurzelbaren Bodenschichten richtet sich nach den Vorgaben des § 12 
BBodSchV. Für Auffüllungen zur Errichtung von technischen Bauwerken sind die LAGA-TR M 20 „An- 
forderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Technische Regeln der Län- 
der-Arbeitsgemeinschaft Abfall“ in ihrer neusten Fassung zu beachten. Für weitere Ausführungen 
wird auf die Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV der Länderarbeitsgemeinschaft Boden (LABO) und die 
ALEX-Informationsblätter 24 bis 26 (abrufbar unter www.mueef.rlp.de) hingewiesen. 
 
7. Telekom 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommuni- 
kationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der 
ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen 
Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freige- 
halten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden 
können. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
 
8. Baugrund/Geologie 
Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u. a. DIN 4020, DIN 
EN 1997-1 und – 2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen empfohlen. 
Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen. 
Zusätzlich ergeht der Hinweis, dass ein Bodengutachten ein Baugrundgutachten (nach DIN 4020) 
nicht ersetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stadt Annweiler am Tr. 
Klarstellungssatzung "Krämerstraße"  
Erweiterung- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB)       
 
Begründung: 
 
 
1. Grundlagen 
Die Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB ermöglicht die Einbeziehung einzelner 
Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, um eine maßvolle Erweiterung 
des Innenbereiches zu ermöglichen. Eine wichtige Voraussetzung ist, dass die Außenbereichs- 
flächen, die in den Ortsteil durch Satzung mit einbezogen werden sollen, durch die bauliche Nutzung 
des angrenzenden Bereiches entsprechend geprägt sein müssen. 
 
Dies ist in dem vorliegendem Fall gegeben. 
 
Mit der Aufstellung der Satzung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, 
damit für den Planbereich eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleistet ist. 
 
Nach Inkraftsetzung der Ergänzungssatzung gilt für diesen Bereich der § 34 BauGB. 
 
2. Anlass der Änderung 
Allgemeines Ziel der Aufstellung der Satzung ist es, für den Planbereich eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemein entsprechende sozialgerechte 
Bodennutzung zu gewährleisten und dazu beizutragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern 
und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. 
 
Das Plangebiet ist im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar als Siedlungsfläche und im 
Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Annweiler am Tr. als Wohnbaufläche ausgewiesen. 
 
3. Art und Maß der baulichen Nutzung 
Das Plangebiet befindet sich im direkten Anschluss an ein Wohngebiet. Aus diesem Grunde wird das 
Plangebiet als allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO ausgewiesen. Die bauliche Nutzung des 
angrenzenden Gebietes ist hauptsächlich geprägt durch ein- bis zweigeschossige Wohngebäude. Vom 
Wohnen abweichende Nutzungen sollen nur in dem Umfang zugelassen werden, dass eine 
Beeinträchtigung des Wohnens ausgeschlossen ist. 
Bei der Zulässigkeit der baulichen Höhen und Geschossanzahl werden die umliegende Bebauungen 
gemäß § 34 BauGB herangezogen 
 
Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassenen Gartenbaubetriebe werden auf Grund des 
starken Flächenverbrauchs ausgeschlossen. Tankstellen werden auf Grund der umliegenden 
Nutzungen ebenfalls ausgeschlossen. 
 
4. Verkehrliche Erschließung und Ver- und Entsorgung 
Die Grundstücke sind über die vorhandene Straße „Krämerstraße“ verkehrliche erschlossen. Die Ver- 
und Entsorgung erfolgt über die in der Straße vorhandenen Systeme. Weitere Medien sind in der 
Straße vorhanden. 
 
5. Naturschutz 
Die Grundstücke werden zurzeit als Gartenland genutzt. Durch die geplante Änderung im 
Innerortsbereich wird von einem geringen, verträglichen Grad der Versiegelung ausgegangen, sodass 
keine erheblichen Auswirkungen auf die im § 1 und 1a BauGB genannten Umweltschutzgüter (Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Menschen) zu erwarten sind. 
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6.  Naturschutzrechtlicher Ausgleich 
Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme erfolgt als Festsetzung eines Pflanzgebotes nach § 9 Abs. 1 Nr. 
25a BauGB. Die festgesetzten Maßnahmen sind ausreichend um den Eingriff innerhalb des  
Plangebietes zu kompensieren und einen Ausgleich der beeinträchtigten Funktionen des 
Naturhaushaltes herzustellen. 
 
Rechtsgrundlagen: 
  1. BAUGESETZBUCH (BauGB)   
    in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 
    Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist 
   2. VERORDNUNG ÜBER DIE BAULICHE NUTZUNG VON GRUNDSTÜCKEN  
     -BAUNUTZUNGSVERORDNUNG- (BauNVO)  
      in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die 
      durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist 
 3. GESETZ ZUM SCHUTZ DES BODENS  –BbodSchG- 
      vom 17.03.1998 (BGBl. l. S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021  
      (BGBl. I S. 306)  geändert worden ist 
 4. LANDESBAUORDNUNG RHEINLAND-PFALZ (LBauO) 
     in der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. Nr. 22, S. 365),  zuletzt geändert durch Gesetz vom  
     07.12.2022 (GVBl. S. 403) 
 5. LANDESNATURSCHUTZGESETZ -LNatSchG 
     in der Fassung vom 16.10.2015 (GVBl. 2015, 283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes  
     vom 26.06.2020 (GVBl. S. 287) 
6. GESETZ ÜBER NATURSCHUTZ UND LANDESPFLEGE 
     (Bundesnaturschutzgesetz –BNatSchG-) 
      in der Neufassung vom 25.03.02, in Kraft getreten am 04.04.02 (BGBl. vom 03.04.02 Teil 1 Nr. 22  
      S. 1193) zuletzt geändert durch Art. 3 G v. 8.12.2022 2240 
 7. BUNDESIMMISSIONSSCHUTZGESETZ (BImSchG) 
     in der Fassung vom 26.09.2002, BGBl I 3830, das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom  
    19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792) geändert worden ist 
 8. PLANZEICHENVERORDNUNG 1990 (PlanzV 90) 
     in der Fassung vom 18.12.90 (BGBl. l. 1991 S.58), zuletzt geändert Art. 3 G v. 14.6.2021 I 1802 
 9. GEMEINDEORDNUNG (GemO) 
      in der Neufassung vom 31.01.94 (GVBl. 1994 S. 153) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes  
      vom 15.03.2023 (GVBl. S. 71)) 
10. Gesetz über Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
       vom 05.09.2001 (BGBl. l. S. 2350), zuletzt geändert durch Art. 4 G v. 4.1.2023 I Nr. 6 
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Verfahrensvermerke 
 
 
Beschluss zur Aufstellung der Satzung (§ 2 Abs. 1 BauGB)                                
              
Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses                                 
         
Beschluss über die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange                          
             
Billigung des Planentwurfes                                                                                  
            
Beteiligung Träger öffentlicher Belange gem. § 4 BauGB                                    
 
Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen 
Anregungen während der Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange                                                                                                                  
    
Beschluss über die Offenlage                                                                                              
  
Beteiligung der betroffenen Bürger                                                          
 
Ortsübliche Bekanntmachung gem.  § 3 Abs. 2 BauGB -                                      
           
Beratung und Beschlussfassung über eingegangene 
Anregungen während der Offenlage                                                                       
 
Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB                                                                     
 
Inkrafttreten gem. § 10 Abs. 3 BauGB              
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stadt Annweiler am Tr. 
Klarstellungssatzung "Krämerstraße"  
Erweiterung- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB)       
 
 
Geltungsbereich:     
 
 

      
                                            


